
Keine «Feldherrenhügel» im Gebiet Staldenacker 
 
 Das Gretzenbacher Gebiet 
Staldenacker ist neu  er-
schlossen und schon stehen 
die ersten Bauprofile. In ei-
nem Beschwerdeverfahren 
schützte der Gemeinderat die 
Baukommission, welche keine 
hohen Aufschüttungen gestat-
tet. Der Vorplatz Gemeinde-
haus soll nun eine Naturstein-
pflästerung erhalten. Gret-
zenbach hatte sich geweigert, 
seinen Lehrpersonen den So-
lidaritätsbeitrag von Gehalt 
abzuziehen. Das Verwal-
tungsgericht wies nun die Be-
schwerde der Gemeinde ab. 
 
 Das Baugebiet Staldenacker liegt 
im Dorfzentrum zwischen Biel-
ackerstrasse und Köllikerstrasse. Die 
Erschliessung ist fertig gestellt und 
bereits stehen die ersten Bauprofile.  
 Schon bei der Genehmigung des 
Erschliessungsprojektes im Gemein-
derat im Oktober 2002 hatte die Bau-
kommission klargemacht, dass sie 
keine massiven Geländeaufschüttun-
gen (sogenannte «Feldherrenhügel») 
tolerieren werde, wie sie beispielswei-
se im Gebiet Ursiacker und Oberfeld 
bestehen.  
 Vor Ausführung der Erschliessung 
stellte das verantwortliche Ingenieur-
büro fest, dass der Anschlussschacht 
für die neue Kanalisation effektiv 25 
cm höher liegt als in den Plänen auf-
geführt. Dadurch reduzierte sich die 
ganze Kanalisationstiefe im Neubau-
gebiet. Sie ist zwar mit anderen Bau-
gebieten vergleichbar, schränkt aber 
wegen dem nötigen Gefälle für die 
Hausanschlüsse die Gestaltungsfrei-
heit für den Hausbau ein. Schlimms-
tenfalls müsste Abwasser aus dem 
Kellergeschoss auf die Höhe der Ka-
nalisationsleitung gepumpt werden 
(wie das beispielsweise auch beim 
neuen Gemeindehaus der Fall ist). 
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 Die Baukommission wies Bauge-
suche eines Architekten mit Aufschüt-
tungen bis zu 90 cm zurück. Tolerie-
ren würde sie lediglich 30 cm (ab 
Strasse) bis 50 cm (beim Haus). Ge-
gen diesen Entscheid erhob der Archi-
tekt Beschwerde beim Gemeinderat. 
In der Begründung führte er eine gros-
se Zahl von gleich konzipierten Bau-
ten in der Region an und nannte 
ökologische und ökonomische Argu-
mente (vermeidbare teure Abtranspor-
te von Aushubmaterial). Zudem sei 
nicht zu verstehen, wenn in einem 
neuen Erschliessungsgebiet wegen der 
Kanalisationshöhe Schmutzwasser aus 
Kellerräumen gepumpt werden müsse. 
 Der Gemeinderat stellte in seinen 
Erwägungen fest, dass die Baukom-
mission ihren Entscheid innerhalb 
ihres Ermessensspielraumes und ge-
stützt auf Bau- und Kanalisationsreg-
lement getroffen hatte. Er lehnte des-
halb die Beschwerde ab. 
 
Gemeindehausvorplatz erhält 
Pflästerung 
 Im April dieses Jahres erfolgte die 
Bauausschreibung für den Vorplatz 
Gemeindehaus. Er kommt aufgrund 
einer Vereinbarung mit der Milchge-

nossenschaft Gretzenbach-Grod auf 
deren Grundstück zwischen Raiffei-
senbank und Gemeindehaus zu liegen. 
Ein Nachbar erhob Einsprache und 
führte unter anderem an, die Grünflä-
chenziffer des Grundstückes Milch-
genossenschaft werde durch den As-
phaltbelag des Vorplatzes reduziert. 
Die Baukommission gab dem Ein-
sprecher Recht und forderte die Ge-
meinde zur Korrektur ihres Baugesu-
ches auf. 
 Die Gemeindehauskommission 
legte dem Gemeinderat Varianten für 
die neue Platzgestaltung vor. Grund-
sätzlich gibt es zwei Möglichkeiten, 
die bestehende Gründflächenziffer zu 
erhalten: Der Platz wird mit Gras, 
Kies oder Mergel versehen (zählt als 
Grünfläche) oder aber es sind zur 
Kompensation Bäume zu pflanzen (1 
Baum = 40 m2 Grünfläche). 
 Der Gemeinderat beschloss, den 
Vorplatz zu befestigen und die weg-
fallende Grünfläche durch Bäume zu 
kompensieren. Dies im Einverständnis 
mit der Grundstückbesitzerin. Als 
Oberfläche wählte er eine Na-
tursteinpflästerung. Das bereinigte 
Baugesuch geht nun wieder an die 
Baukommission. 

______________________________________________________________ 

August 2003 Seite 1 von 2 



Gemeinde muss GAV-Abzüge 
vornehmen 
 Gretzenbach hatte sich geweigert, 
seinen Lehrpersonen im Auftrag des 
Kantons entschädigungslos den soge-
nannten Solidaritätsbeitrag für den 
GAV (Gesamtarbeitsvertrag) am Ge-
halt abzuziehen und die Rechtsgrund-
lage bestritten. Die Gemeinde erhob 
gegen einen entsprechenden Regie-
rungsratsbeschluss Beschwerde beim 
Verwaltungsgericht (diese Zeitung 
berichtete ausführlich darüber). 
 Der Gemeindepräsident informier-
te den Gemeinderat, dass das Verwal-
tungsgericht die Beschwerde nun als 
unbegründet abgewiesen hat.  
 Das Verwaltungsgericht stellte 
unterer anderem fest: Mit der Revisi-
on des Gesetzes über das Staatsperso-
nal und das Lehrerbesoldungsgesetz 
seien die gesetzlichen Grundlagen für 
den Abschluss eines Gesamtarbeits-
vertrages für das Staatspersonal, die 
Lehrkräfte an der Volksschule sowie 
die Kindergärtnerinnen geschaffen 
worden. Der vom Kantonsrat am 
25.6.2003 rückwirkend auf den 
17.7.2002 (!) in Kraft gesetzte § 
7quater des Lehrerbesoldungsgesetzes 
bilde die gesetzliche Grundlage für 
die Anwendung der Vorschriften 
(auch) auf die Lehrkräfte an den 
Volksschulen und Kindergärten. Der 
Regierungsrat habe bis zum Ab-
schluss eines GAV die Beiträge für 
dessen Vorbereitung in einer besonde-

ren Vereinbarung festzulegen. Die 
Vereinbarung, wonach die Solidari-
tätsbeiträge vom Kanton und den 
Schulgemeinden eingezogen werden, 
gelte auch für die Gemeinden. Damit 
basiere der (von Gretzenbach) ange-
fochtene Beschluss des Regierungsra-
tes vom 29.4.2003 (welcher die Ge-
meinde zum Lohnabzug verpflichtet) 
auf einer klaren gesetzlichen Grund-
lage. Für die von der Gemeinde gel-
tend gemachte (Aufwand-) Entschä-
digung bestehe keine gesetzliche 
Grundlage. Diese Dienstleistung sei 
mit vielen anderen vergleichbar, wel-
che die Gemeinden beim Vollzug des 
Lehrerbesoldungsgesetzes zu erbrin-
gen hätten. 
 Als bemerkenswert bezeichnete 
der Gemeindepräsident das rekord-
verdächtige Tempo, mit welchem das 
Verwaltungsgericht entschieden hat: 
Die fünfseitige Vernehmlassung des 
Finanzdepartements vom Freitag, 
25.7.2003, samt Beilagen ging glei-
chentags bei der Obergerichtskanzlei 
ein und am folgenden Mittwoch, 
30.7.2003, wurde das Urteil gefällt… 
 
In Kürze 
— Der Gemeinderat benutzte die Ver-
nehmlassungsmöglichkeit zum Fahr-
plankonzept 2002-2005 Olten Gösgen 
Gäu der SBB. Er findet es als Über-
gangslösung zweckmässig, wünscht 
aber unter anderem später eine besse-
re Verbindung mit Regionalzügen 

nach Olten und die Vernetzung der 
Busbetriebe Olten und Aarau am 
Bahnhof Schönenwerd. Die Verbin-
dung der Linie 7 des Busbetriebes 
Olten nach Niedergösgen mit dem 
Bahnhof Schönenwerd würde die 
beiden Aareseiten durch den öffentli-
chen Verkehr vernetzen. 
— Die SBB wollen ihr Reisebüro im 
Bahnhof Schönenwerd (Schalter) am 
Samstag schliessen. Der Gemeinderat 
wehrt sich dagegen. Berufstätige 
könnten dann nur noch während ihrer 
Arbeitszeit den Schalter benützen. 
Der Rat befürchtet zudem, die 
Schalterbenützung gehe damit weiter 
zurück und führe schliesslich zur 
gänzlichen Schliessung. 
— Zwei Gesuchen um finanzielle 
Beiträge entsprach der Gemeinderat. 
Er beschloss den Beitritt zum «Verein 
Schloss Wartenfeld» in Lostorf samt 
dem Jahresbeitrag von 250 Franken. 
Mit einem einmaligen Beitrag von 
200 Franken unterstützt er das geplan-
te Konzert des Gemischten Chors 
Eintracht Schönenwerd. 
— Das Arbeitsamt meldet per 30. Juni 
2003 (31. Mai 2003) total 48 (54) 
Arbeitslose. Davon sind 18 (17) Frau-
en und 30 (37) Männer. Im gleichen 
Zeitpunkt des Vorjahres waren 45 
arbeitslose Personen zu verzeichnen. 
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